
Beratung des Versicherungsnehmers die erforderliche 
Sorgfalt außer acht gelassen, also fahrlässig gehandelt 
und damit schuldhaft den eingetretenen Schaden ver­
ursacht (§ 276 Abs. 1 Satz 2 BGB). Dieses Verschulden 
der Zeugin als ihres Erfüllungsgehilfen hat die Ver­
klagte in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes 
Verschulden (§278 BGB). Gleichzeitig lassen Verhalten 
und Bekundungen der Zeugin aber auch erkennen, daß 
es seitens der Versicherungs-Anstalt einer gründliche­
ren Schulung ihrer Mitarbeiter bedarf, um künftig der­
artige Schadensfälle zu vermeiden.
Angesichts der dargelegten Rechtslage hätte das Be­
zirksgericht die Berufung der Verklagten gegen das 
im Ergebnis zutreffende Urteil des Kreisgerichts als 
unbegründet zurückweisen müssen.

A n m e r k u n g :
Die Staatliche Versicherung ist auch nach ihrem neuen 
Statut vom 19. November 1968 (GBl. 11 S. 941) eine ein­
heitliche juristische Person (§ 1 Abs. 4); ihre Bezirks­
und Kreisdirektionen haben also keine eigene juristi­
sche Persönlichkeit. Der Hauptdirektor ist aber nicht 
mehr alleiniger gesetzlicher Vertreter. Neben ihm 
haben — auf den jeweiligen örtlichen und funktionel­
len Bereich begrenzt — auch die Bezirks- und Kreis­
direktoren diese Stellung. (§ 16 des Statuts). Der im 
Rechtsstreit jeweils fungierende gesetzliche Vertreter 
muß namentlich im Urteilsrubrum auf geführt werden 
(§ 313 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO).

Oberrichter Dr. Kurt C o h n ,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

§ 6 der Allgemeinen Bestimmungen für Beförderungs­
leistungen durch Nahverkehrsbetriebe — Anlage zur 
АО über die Allgemeinen Bestimmungen für Beför­
derungsleistungen durch Nahverkehrsbetriebe vom 
15. November 1958 - (GBl. I S.891); §§276, 278, 831 
BGB; § 307 ZPO.
1. Schadenersatz darf an Stelle des Schädigers von 
einem anderen geleistet werden. Falls ein Arbeiter 
oder Angestellter durch eine Handlung im Rahmen sei­
nes Arbeitsrechtsverhältnisses einem Dritten schuld­
haft Schaden zufügt, hat der beschäftigende Betrieb 
den Schadenersatz zu entrichten, vorbehaltlich seines 
Regreßanspruchs.
Geldstrafen, Ordnungsstrafen und Gebühren für ge­
bührenpflichtige Verwarnungen sind dagegen von dem 
Schuldigen selbst zu entrichten, da sie überwiegend 
oder ausschließlich Erziehungszwecken dienen, die 
durch Übernahme der Zahlung durch einen anderen 
gefährdet würden.
2. Die Verpflichtung eines Fahrgastes zur Zahlung ei­
ner Nachlösegebühr setzt nur Nichtzahlung des Fahr­
preises, nicht aber Verschulden im Sinne des Vorsatzes 
oder der Fahrlässigkeit voraus. Sie ensteht allerdings 
nicht, wenn der Erwerb eines gültigen Fahrausweises 
objektiv unmöglich war, dagegen z. B. auch bei Nicht­
lösung infolge Gedankenlosigkeit.
Daher ist, obwohl es sich nicht um Schadenersatz han­
delt, dann, wenn ein Werktätiger in Erfüllung seiner 
Arbeitspflichten ein öffentliches Nahverkehrsmittel be­
nutzt und dabei die Verpflichtung zur Entrichtung ei­
ner Nachlösegebühr auslöst, für ein etwaiges gericht­
liches Verfahren nicht er, sondern der Betrieb passiv 
legitimiert.
3. Der Grundsatz, daß für Schadenersatzleistungen aus 
einer vom Arbeiter oder Angestellten im Rahmen sei­
nes Arbeitsrechtsverhältnisses ausgeführten Handlung 
der Betrieb einzustehen hat, ist eine aus der sozialisti­
schen Gesellschaftsordnung hervorgegangene Regelung. 
Ein entgegen diesem Grundsatz im Zivilprozeß ausge­

sprochenes Anerkenntnis ist nicht wirksam, insbeson­
dere nicht Grundlage eines Anerkenntnisurtcils.
OG, Urt. vom 29. Oktober 1968 - 2 Zz 22( 68.

Der klagende Verkehrsbetrieb hat behauptet, die Ver­
klagte habe als Lehrerin am 12. Oktober 1967 mit meh­
reren Schülerinnen einen Straßenbahnwagen benutzt 
und dabei dem Fahrscheingeber 10 Fahrausweise ohne 
Bezahlung entnommen. Daher sei ihr eine Nachlösege­
bühr von 50 M (5 M für jede fahrgeldpflichtige Person) 
auferlegt worden, die sie nicht bezahlt habe. Der Klä­
ger hat Verurteilung der Verklagten zur Zahlung von 
50 M beantragt.
Die Verklagte hat nach Eintritt ins Streitverfahren den 
Anspruch anerkannt, worauf das Kreisgericht ein An­
erkenntnisurteil erlassen hat.
Der gegen diese Entscheidung gerichtete Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts hatte Er­
folg.
Aus den G r ü n d e n :
Aus dem Vorbringen beider Parteien, das auch das 
Kreisgericht seinem Anerkenntnisurteil zugrunde ge­
legt hat, ergibt sich, daß die Verklagte die Straßenbahn 
während einer Exkursion mit ihren Schülerinnen be­
nutzte. Sie hat also dabei im Rahmen ihres Arbeits­
rechtsverhältnisses gehandelt. Wenn sie dadurch, daß 
sie den Fahrpreis — wie der Kläger behauptet hat — 
nicht rechtzeitig und vorschriftsmäßig entrichtete, 
schuldhaft Schaden verursacht hätte, so würde nicht sie, 
sondern der sie beschäftigende Betrieb, also der Träger 
der Schule, den Schadenersatz, unbeschadet seines Re­
greßanspruchs gegen sie, zu entrichten haben, wie das 
Oberste Gericht mehrfach erkannt hat (vgl. Urteile vom
8. September 1964 - 2 Zz 21 64 - OGZ Bd. 10 S. 116 und 
vom 3. September 1965 — Za 1 65 — OGA Bd. 5 S. 133). 
Die verlangten Nachlösegebühten sind nun allerdings 
kein Schadenersatz im eigentlichen Sinne; denn bei 
Unterlassung der Fahrgeldzahlung besteht der Schaden 
des Beförderungsbetriebes nur im entgangenen Fahr­
geld. Die Nachlösegebühr ist aber nach § 6 Abs. 1 Ziff. 1 
in Verbindung mit Abs. 2 der Allgemeinen Bestimmun­
gen für Beförderungsleistungen durch Nahverkehrsbe­
triebe, die nach der gleichnamigen Anordnung vom 
15. November 1958 (GBl. I S. 891) für alle Beförderungs­
leistungen durch Nahverkehrsbetriebe gilt, neben dem 
Fahrpreis zu entrichten. Der Kläger meint daher, die 
Nachlösegebühr sei eine „Gebühr für Verstöße“, bei der 
der Erziehungszweck im Vordergrund stehe. Er glaubt, 
daß deshalb die Verklagte unmittelbar zur Zahlung ver­
pflichtet sei, während die Fahrgeldzahlung selbst nicht 
mehr in Betracht komme, da die Kontrolleurin das 
Fahrgeld eingesammelt habe.
Nun sind allerdings Geldstrafen, die im wesentlichen 
dem Erziehungszweck und jedenfalls nicht unmittelbar 
dem Schadenersatz dienen, vom Verurteilten selbst zu 
entrichten. Es ist unzulässig, daß sie von einem ande­
ren gezahlt werden, weil hierdurch der Erziehungs­
zweck gefährdet würde. Dasselbe gilt für Ordnungs­
strafen und für gebührenpflichtige Verwarnungen. Die­
se Sanktionen haben gemeinsam, daß sie dem Betrof­
fenen auf Grund eines Verschuldens — Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit — auferlegt werden, also überwiegend 
oder sogar ausschließlich Erziehungszwecken dienen, die 
durch Übernahme der Strafzahlung durch einen ande­
ren gefährdet würden. Bei einer Schadenersatzleistung, 
die auf dem Gebiete des Zivilrechts in erster Reihe der 
Wiederherstellung des früheren Zustandes oder dem 
Ausgleich seiner Veränderung dient, ist dagegen die 
Leistung durch einen anderen zulässig und in gewissen 
Fällen sogar vorgeschrieben, z. B. nach §§ 278 und 831 
BGB.
Die Verpflichtung zur Entrichtung der Nachlösegebühr 
setzt nur Nichtzahlung des Fahrpreises, nicht aber Ver-
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